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Vereinte Nationen 
und Umwelt
Klimawandel, Waldvernichtung, Belastung der Weltmeere, Trink-
wasserkrise  – die Liste ungelöster und wachsender globaler Umweltprobleme 
ist lang, die Rückschläge trotz mancher Erfolge sind erdrückend. Die großen 
Schäden und Krisen sind grenzüberschreitend, doch ihre Lösung auf internati-
onaler Ebene kommt nur schleppend voran. Eine Vielzahl diverser UN-Organe 
befasst sich mit Einzelaspekten der Umweltpolitik, die wenigsten verfolgen 
echte Querschnittsaufgaben. Für die Vereinten Nationen insgesamt gehört aber 
der Umwelt- und Klimaschutz  inzwischen zu den Hauptaufgaben. Er hat einen 
ähnlichen Rang erlangt wie die Sicherung des Weltfriedens oder der Schutz der 
Menschenrechte. Diese UN-Basis-Information gibt einen Überblick über die 
komplexe Umweltarchitektur der Vereinten Nationen. Das UN-Klimaengage-
ment wird in einer weiteren Basis-Information vorgestellt.
Die Agenda globaler Umweltpolitik ist 
lang. Die meisten Umweltprobleme lassen 
sich in die folgenden Hauptgruppen un-
terteilen:
•	 Klimawandel
•	 Verlust der biologischen Vielfalt
•	 Waldzerstörung
•	 Bodenerosion und Wüstenbildung
•	 Belastung der Weltmeere
•	 Zunehmend knappe Trinkwasservor-
räte
•	 Steigender Verbrauch fossiler Res-
sourcen
•	 Müll- und Schadstoffbelastung
Die klimaschädlichen CO2-Emissionen 
haben seit 1990 um fast die Hälfte zuge-
nommen, die Übernutzung von Fischbe-
ständen hat sich von 19 auf 33 Prozent er-
höht, der jährliche Ressourcenverbrauch 
um mehr als 40 Prozent und die Waldbe-
stände haben sich trotz aller Aufforstungs-
initiativen um fünf Prozent vermindert 
(mehr als die Fläche Argentiniens). Tat-
sächlich sind die Waldverluste noch viel 
dramatischer, weil seit Anfang der 1990er 
Jahre riesige artenreiche Urwaldbestände 
zerstört wurden, während neu angepflanz-
te Waldflächen häufig aus Monokulturen 
schnell wachsender Bäume bestehen, de-
ren ökologischer Wert minimal ist. 
Ist all das ein Grund zur Resignation? Kei-
nesfalls, sagen Mitglieder von Umweltinitia-
tiven in aller Welt und auch jene Politikerin-
nen und Politiker, die es ernst meinen mit 
dem Umweltschutz und sich dafür national 
und im Rahmen der Vereinten Nationen 
engagieren. Sie können darauf verweisen, 
dass das Bewusstsein der Weltbevölkerung 
für Umweltprobleme stark gewachsen ist, 
dass viele Menschen konkrete Beiträge zum 
Umweltschutz leisten, dass in den letzten 
Jahrzehnten zahlreiche ökologisch wertvol-
le Gebiete unter Naturschutz gestellt wor-
den sind (mehr als 1/10 der Landfläche der 
Erde) und dass viele nationale und inter-
nationale Initiativen zur Förderung einer 
nachhaltigen Energieerzeugung bedeutende 
Erfolge vorzuweisen haben.
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2Zersplitterte  
UN-Umweltstruktur 
Im Verlauf von fast 40 Jahren internati-
onaler Umweltzusammenarbeit ist ein 
komplexes und stark fragmentiertes Po-
litikfeld entstanden. Eine Vielzahl von 
Institutionen sind für Umweltfragen auf 
internationaler Ebene ganz oder teilweise 
zuständig: das von der Generalversamm-
lung eingesetzte Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen (UNEP), die Abtei-
lung DESA (Department of Economic 
and Social Affairs) des UN-Sekretariats, 
künftig ein Hochrangiges Politisches Fo-
rum für Nachhaltige Entwicklung, das die 
Kommission für Nachhaltige Entwicklung 
(CSD) ablösen soll, sowie mehrere zwi-
schenstaatliche Ausschüsse und Arbeits-
gruppen zu bestimmten Umweltthemen, 
der Wirtschafts- und Sozialrat (ECO-
SOC), Fonds und Programme wie UNDP 
und IFAD, UN-Sonderorganisationen wie 
FAO, die Weltbankgruppe sowie die au-
tonomen Sekretariate der internationalen 
Umweltabkommen. Darüber hinaus sind 
seit den 1970er Jahren über 1000 multi-
laterale Umweltabkommen ausgehandelt 
worden, darunter so bedeutende wie das 
Rio-Übereinkommen oder das Protokoll 
zum Schutz der Ozonschicht. 
Diese Übersicht macht deutlich: Die UN-
Umweltstrukturen sind stark zersplittert 
– ein gravierender Nachteil, der die Leis-
tungsfähigkeit des Systems stark vermin-
dert und als Hauptkritikpunkt an den 
UN-Umwelteinrichtungen gilt. Die Über-
sicht über die einschlägigen UN-Organi-
sationen und -Programme, die wir hier 
zusammengestellt haben, ist nicht einmal 
vollständig, und lässt doch schon ahnen, 
wie viele UN-Akteure es auf diesem Ge-
biet gibt und wie groß der Koordinie-
rungsbedarf ist. Es hat der Arbeit der Ver-
einten Nationen nicht gut getan, dass bei 
zahlreichen UN-Konferenzen zu gene-
rellen oder speziellen Umweltthemen das 
sichtbarste Ergebnis die Schaffung eines 
neuen Fonds, eines 
neuen Sekretari-
ats oder eines neu-
en Programms war. 
In günstigen Fällen 
wurden diese neu-




oft entstanden auch 
neue Einrichtun-
gen. Das Anliegen, 
einem Umweltanlie-
gen durch eine eigene ständige internatio-
nale Einrichtung mehr Gewicht zu verlei-
hen, ist für sich genommen verständlich, 
aber in der Summe haben diese Initiati-
ven einen Struktur-„Dickicht“ geschaffen, 
dessen Koordination viel Energie und Fi-
nanzen absorbiert. In dieser Situation hilft 
eine intensivere Zusammenarbeit der di-
versen UN-Akteure nicht weiter, die Stär-
kung des UN-Umweltprogramms UNEP 
wird zu einer unverzichtbaren Aufgabe. Es 
muss darum gehen, hier viele der Initiati-
ven der letzten Jahre institutionell zu in-
tegrieren und damit ein sehr viel wirksa-
meres Umweltengagement der Vereinten 
Nationen zu ermöglichen. Die „Rio+20“-
Konferenz war auf diesem Weg allenfalls 
ein kleiner Schritt, wo mutige Entschei-
dungen gefordert gewesen wären. 
Erste Schritte des  
UN-Umweltengagements
Am Anfang eines planmäßigen UN-Um-
weltengagements stand 1972 die Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die Um-
welt des Menschen in Stockholm. Dort 
wurden die Grundlagen für eine globale 
Umweltpolitik gelegt und die Gründung 
des UN-Umweltprogramms UNEP be-
schlossen. Wegweisend war die Konferenz 
auch deshalb, weil sie den Zusammen-
hang von Umweltschutz und Entwick-
lungszusammenarbeit herausarbeitete. In 
den Industrieländern sollte vor allem die 
Umweltverschmutzung durch die Indus-
trie eingeschränkt werden, während in 
Entwicklungsländern der Schwerpunkt 
auf der Armutsbekämpfung liegen sollte. 
Die Weltgemeinschaft wurde aufgefordert, 
über politische Grenzen hinweg beim 
Umweltschutz zusammenzuarbeiten, und 
die einzelnen Länder wurden dazu ange-
halten, keine Umweltschäden zu verursa-
chen, die Nachbarländern Schaden zufü-
gen könnten. 
Im Jahr 1983 beschloss die UN-Gene-
ralversammlung die Einrichtung einer 
Kommission für Umwelt und Entwick-
lung, an deren Spitze die frühere norwe-
gische Ministerpräsidentin Gro Harlem 
Brundtland berufen wurde. Die Kommis-
sion legte mit ihrem Bericht „Unsere ge-
meinsame Zukunft“ wichtige Grundla-
gen für eine „nachhaltige Entwicklung“ 
– dieses Konzept bestimmt seither weg-
weisend die internationale Umwelt- und 
Entwicklungsdebatte. Der 1987 erschiene-
ne „Brundtland-Bericht“ konnte überzeu-
gend nachweisen, wie die Armut im Süden 
der Welt und die Ressourcenverschwen-
dung in den reichen Ländern die globa-
len Umweltprobleme verschärfen und des-
halb eine umweltschonende Entwicklung 
in allen Teilen der Welt unverzichtbar ist. 
Ökologische und ökonomische Konzepte, 
so der „Brundtland-Bericht“, müssten mit-
einander in Einklang gebracht werden.
Umweltgipfel in Rio 1992 –  
Ausgangspunkt für 
viele Initiativen
Fast ein Jahrzehnt später, im Jahr 1992, 
wurden viele Anstöße des „Brundtland-
Berichts“ von der UN-Konferenz für Um-
welt und Entwicklung in Rio de Janei-
ro/Brasilien aufgegriffen. Noch stärker 
als 1972 bei der Konferenz in Stockholm 
stand der Zusammenhang von Um-
welt- und Entwicklungsthemen im Mit-
telpunkt der Konferenzberatungen und 
-beschlüsse. Die „Erklärung über Umwelt 
und Entwicklung“ enthielt 27 Grundsät-
ze für Politik, Wirtschaft, Gesetzgebung 
und Wissenschaft für den Schutz der Um-
welt und eine Entwicklung, die Umwelt-
schutz, wirtschaftliche Entwicklung und 
soziale Entwicklung miteinander verbin-
Eröffnungssitzung der Konferenz der Vereinten Nationen über die Umwelt des 
Menschen am 5. Juni 1972 in Stockholm. Foto: UN Photo/Yutaka Nagata
Am 19. Oktober 1987 präsentierte Gro Harlem 
Brundtland bei einer Pressekonferenz den Bericht 
„Unsere gemeinsame Zukunft“. Foto: UN Photo/
Milton Grant
3det. Das Aktionsprogramm „Agenda 21“ 
benannte zahlreiche konkrete Handlungs-
aufträge für eine Umsetzung des Kon-
zepts einer nachhaltigen Entwicklung. 
Wegweisend wurde das in Rio formulierte 
Prinzip der „gemeinsamen, aber differen-
zierten Verantwortung“ der Länder. Die-
ses Prinzip trägt der Tatsache Rechnung, 
dass die Industrieländer ein größere Ver-
antwortung für die globale Umweltzer-
störung und den Raubbau an der Natur 
tragen und daher mehr zur Lösung der 
Umweltprobleme beitragen müssen als die 
Entwicklungsländer. Zur Überprüfung der 
Umsetzung der „Agenda 21“ wurde die 
Kommission für Nachhaltige Entwicklung 
ins Leben gerufen, die 1993 ihre Arbeit 
aufnahm. 
Die Rio-Konferenz gab den Anstoß für 
eine ganze Reihe von Initiativen und 
Programmen der Vereinten Nationen. 
Hervorzuheben ist die UN-Klimarah-
menkonvention „United Nations Frame-
work Convention on Climate Change“ 
(UNFCCC) und das der Konvention an-
gegliederte Kyoto-Protokoll. Damit wurde 
ein Instrument geschaffen, um verbind-
liche internationale Vereinbarungen zur 
Reduzierung klimaschädlicher Emissio-
nen und zur Unterstützung armer Länder 
bei der Verwirklichung von Anpassungs-
maßnahmen an den nicht mehr zu ver-
meidenden Klimawandel zu treffen. (Siehe 
UN-Basis-Information Klimaarchitektur)
Die Konferenz in Rio gab auch den An-
stoß für das „Übereinkommen der Verein-
ten Nationen zur Bekämpfung der Wüs-
tenbildung“ (United Nations Convention 
to Combat Desertification – UNCCD). 
Die Konvention wurde 1994 verabschiedet 
und von mittlerweile 194 Staaten ratifi-
ziert. Ziel der Konvention ist  die Erhal-
tung und Wiederherstellung von Trocken-
gebieten, um die Ausbreitung der Wüsten 
zu stoppen. Dieses Engagement hat aller-
dings nicht verhindern können, dass welt-
weit der Anteil der ausgelaugten Böden 
von 19 Prozent im Jahr 1991 auf 24 Pro-
zent im Jahr 2008 anstieg. 
Die Konvention über die Biologische 
Vielfalt (Convention on Biological Diver-
sity – CBD) hat die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt zum Ziel, ebenso die nach-
haltige Nutzung ihrer Bestandteile und die 
ausgewogene und gerechte Aufteilung der 
Vorteile, die sich aus der Nutzung der ge-
netischen Ressourcen ergeben. Die CBD 
ist das maßgebliche multilaterale Umwelt-
schutzabkommen für Wald-, Gebirgs-, 
Küsten- und Meeresökosysteme, dem in-
zwischen 193 Staaten beigetreten sind.
Wie viel noch getan werden muss, um die 
biologische Vielfalt zu schützen, wurde 2010 
schlaglichtartig deutlich, als Ahmed Djogh-
laf bei einer CBD-Versammlung erklärte: 
„Lassen Sie uns den Mut haben, in die Au-
gen unserer Kinder zu schauen und zu sa-
gen: Wir haben versagt.“ Dieses Statement 
kam nicht von einem radikalen Vertreter ei-
ner Naturschutzorganisation, sondern vom 
CBD-Exekutivsekretär. Etwa 30 Prozent 
aller Amphibien und über 20 Prozent aller 
Vögel sind vom Aussterben bedroht. 
Ein wichtiger Bereich für den Schutz bio-
logischer Vielfalt sind die Meere und 
Ozeane, denn mehr als zwei Drittel der 
Erdoberfläche sind von Wasser bedeckt. 
In der „Konvention über die Biologische 
Vielfalt“ wurde vereinbart, dass bis 2020 
ein Netzwerk von Meeresschutzgebieten 
eingerichtet werden soll, die weltweit ein 
Zehntel der Meeresflächen umfassen. Die 
Verhandlungen sind allerdings ins Sto-
cken geraten, nicht zuletzt deshalb, weil 
einige Staaten wie die USA sich eine mög-
lichst uneingeschränkte Nutzung der Öl- 
und anderen Rohstoffvorkommen am und 
unter dem Meeresboden sichern wollen. 
Ein wichtiger Schritt zum Schutz der Mee-
re war das 1992 geschlossene „Seerechts-
übereinkommen der Vereinten Nationen“, 
in dem die Ozeane und Meere als gemein-
sames Erbe der Menschheit anerkannt 
und gemeinsame Bemühungen um die 
Erhaltung der Meeresumwelt vereinbart 
wurden. Verstöße können vor dem Inter-
nationalen Seegerichtshof in Hamburg ge-
bracht werden. 
Die Zunahme des PKW-, LKW- und Flugverkehrs in 
fast allen Ländern der Welt ist eine der wichtigsten 
Ursachen für den globalen Klimawandel. Daher geht 
es im Rahmen nachhaltiger Verkehrskonzepte darum, 
den öffentlichen Nahverkehr und zum Beispiel auch 
das Radfahren zu fördern. Die Veränderung des Mo-
bilitätsverhaltens beinhaltet nicht nur technische Lö-
sungen, sondern erfordert auch ein Umdenken jedes 
Einzelnen.
Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt heute in 
Städten. Allein im Großraum Rio de Janeiro wohnen 
12 Millionen Menschen. Bei den Konzepten für eine 
nachhaltige Umgestaltung der Welt wird es darauf 
ankommen, lebenswerte und zugleich umwelt- und 
klimafreundliche Städte zu schaffen. In den Städten 
ballen sich die globalen Umweltprobleme, und Städ-
te in aller Welt können voneinander lernen, wie man 
Umweltschutz und eine Verbesserung der Lebensqua-
lität miteinander verbindet.
Bei den Debatten über Konzepte der Nachhaltigkeit 
wird häufig zu wenig berücksichtigt, dass die Natur 
nicht nur unter Nützlichkeitsgesichtspunkten für die 
Menschen betrachtet und bewertet werden darf. Na-
turschutzorganisationen und UN-Umweltprogramm 
UNEP setzen sich dafür ein, die Vielfalt des Tier- und 
Pflanzenlebens als großen Reichtum zu schätzen und 
zu erhalten. Es geht ihnen nicht nur um „Nutztiere“ 
und „Nutzpflanzen“, sondern um die Bewahrung der 
vielfältigen Natur. Ein Beispiel für diesen Reichtum sind 
die Totenkopfäffchen in Brasilien, die allerdings durch 
die Abholzung der Amazonas-Urwälder ihren Lebens-
raum verlieren.  
Fotos aus einer Sammlung von Fotomotiven aus aller Welt, 
Website der Konferenz „Rio+20“ (www.uncsd2012.org)
Die Erde bewahren: UN-Generalsekretär Bout-
ros Boutros-Ghali und Edwina Sandys präsentier-
ten die Skulptur „Paradies zurückgewonnen“ der 
britischen Künstlerin vor dem „Rio Centro“, dem 
Tagungsort der „UN-Konferenz für Umwelt und 
Entwicklung“, 1992 in Rio de Janeiro. Die Skulp-
tur brachte die Hoffnung der Konferenzteilneh-
mer zum Ausdruck, die Erde zu bewahren, Um-
weltschädigungen rückgängig zu machen und 
das menschliche Wohlergehen zu fördern. Foto: 
UN Photo/Joe B Sills III
4Alle zwei Sekunden wird auf der Welt eine 
Waldfläche von der Größe eines Fuß-
ballfelds zerstört. In den rechtlich nicht 
verbindlichen Waldprinzipen der Rio-
Konferenz wurden Grundsätze für Wal-
derhaltung und -bewirtschaftung for-
muliert. Nach der Konferenz entstanden 
internationale Gremien zur Koordinie-
rung des Waldschutzes. Seit dem Jahr 
2000 wird diese Aufgabe vom UN-Wald-
forum des Wirtschafts- und Sozialrats 
wahrgenommen, das eine ganze Reihe 
von Berichten zum Zustand der Wälder 
verfasst hat. Absprachen des Forums sind 
nicht rechtsverbindlich.
Entwicklungs- und  
Umweltziele für ein 
neues Jahrtausend
Im Jahr 2000 trafen sich auf Einladung 
des UN-Generalsekretärs die Staats- und 
Regierungschefs aus aller Welt, um zu 
Beginn des neuen Jahrtausends eine ge-
meinsame Erklärung für eine umfassende 
Entwicklung und konkrete Millenniums-
Entwicklungsziele zu verabschieden. In 
mehreren der acht Ziele und in zahlrei-
chen Unterzielen werden Umweltzielset-
zungen angesprochen. Dies gilt besonders 
für das Ziel 7 der „Sicherung der ökologi-
schen Nachhaltigkeit“. Als Zielvorstellung 
wurde dort formuliert: „Die Grundsätze 
der nachhaltigen Entwicklung in einzel-
staatlichen Politiken und Programmen 
ein(zu)bauen und den Verlust der Um-
weltressourcen um(zu)kehren.“ 
In den Unterzielen geht es u.a. um die 
Reduzierung des Verlusts an biologi-
scher Vielfalt und die Halbierung des An-
teils der Menschen ohne eine nachhaltige 
Trinkwasserversorgung bis 2015 im Ver-
gleich zu 1990. Außerdem wurde verein-
bart, dass die Lebensbedingungen von 
mindestens 100 Millionen Slumbewoh-
nern bis 2020 erheblich verbessert werden 
sollen. Inzwischen hat sich herausgestellt, 
dass dieses Ziel nicht ambitioniert genug 
war. Zwar ist das Ziel längst erreicht, aber 
gleichzeitig hat sich die Zahl der Slumbe-
wohner von 657 Millionen im Jahr 1990 
auf 828 Millionen im Jahr 2010 erhöht. Zu 
den gravierendsten Umweltproblemen in 
den Slums gehören eine unzureichende 
Wasser- und vor allem Abwasserversor-





Im Jahr 2002 fand in Johannesburg der 
„Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung“ 
statt, der einberufen wurde, um die Um-
setzung der Beschlüsse des Gipfels in Rio 
ein Jahrzehnt zuvor zu überprüfen und 
neue Anstöße für die Umsetzung des Kon-
zepts der nachhaltigen Entwicklung zu 
geben. In einer „Politischen Erklärung“ 
wurden von den angereisten Staats- und 
Regierungschefs Leitsätze für eine nach-
haltige Entwicklung formuliert. Im „Ak-
tionsplan“ legten die Politiker erstmals 
auch quantitative Ziele fest. So wurde zum 
Beispiel die bei der Formulierung der Mil-
lenniums-Entwicklungsziele unberück-
sichtigt gebliebene Thematik der sanitären 
Versorgung aufgegriffen. In Johannesburg 
wurde als Ziel festgelegt, den Anteil der 
Menschen ohne eine grundlegende sani-
täre Versorgung bis 2015 im Vergleich zu 
1990 zu halbieren. 
Im „Aktionsplan“ wurde außerdem u.a. 
vereinbart, den Anteil erneuerbarer Ener-
gien am Primärenergieverbrauch zu erhö-
hen, umweltschädliche Subventionen ab-
zubauen, das Artensterben der Tier- und 
Pflanzenwelt bis 2010 zu verlangsamen, 
den Verlust natürlicher Ressourcen zu 
stoppen und die negativen Auswirkungen 
der Produktion und des Gebrauchs von 
Chemikalien bis 2020 zu minimieren. In 
vielen Einzelpunkten konnte man sich in 
Johannesburg nicht auf verbindliche Ver-
pflichtungen verständigen, sodass es bei 
allgemein gehaltenen Appellen blieb.
Waldschutz wird zur  
internationalen Aufgabe
Bei der UN-Klimakonferenz* im Dezem-
ber 2010 in Cancún/Mexiko einigten sich 
Delegationen aus über 190 Ländern auf 
die Unterstützung eines Programms zum 
Wald- und damit auch zum Klimaschutz. 
Der Name des Programms, REDD, steht 
für „Reducing Emissions from Deforesta-
tion and Forest Degradation“ („Vermin-
derung von Emissionen durch Abholzung 
und Waldschädigung“). Es wird angestrebt, 
die Treibhausgasemissionen durch die Zer-
störung der Wälder in Entwicklungslän-
dern zu vermindern und für den Verzicht 
auf eine Abholzung Ausgleichszahlungen 
bereitzustellen. Großes Gewicht wird auf 
ein nachhaltiges Wald-Management gelegt.
Die internationale Gemeinschaft soll Ent-
wicklungsländer finanziell und durch die 
Bereitstellung von Wissen und Technologie 
dabei unterstützen, Waldgebiete zu schüt-
zen und systematisch Wiederaufforstungs-
programme voranzubringen. Die Umset-
zung des REDD-Programms wird dadurch 
erschwert, dass die Waldzerstörung kom-
plexe Ursachen hat und dass zum Teil sehr 
kapitalkräftige Interessengruppen dem 
Waldschutz entgegenwirken. Wälder in tro-
pischen Ländern werden u.a. für die Aus-
weitung der Exportlandwirtschaft, für die 
Neuansiedlung von Bauernfamilien, für die 
Biospritproduktion und für die legale und 
illegale Holzgewinnung zerstört. Indige-
ne Bevölkerungsgruppen fürchten, dass sie 
durch den erweiterten Schutz von Waldge-
bieten ihre Lebensräume und Möglichkei-
ten zur Nutzung der Ressourcen der Wäl-
der verlieren. 
* Zum Themenbereich UN und Klimaschutz:  
Siehe UN-Basis-Informationen 47 (2013)
Ohne Wasser gibt es auf unserem Globus kein Leben. 
Diese Einsicht ist alt, aber erst allmählich werden sich 
die Menschen bewusst, wie knapp sauberes Wasser 
ist und wie stark die Wasserressourcen der Welt durch 
Übernutzung und Schadstoffeinleitungen gefährdet 
sind. Beim „Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung“ 
in Johannesburg 2002 wurde großes Gewicht auf 
Wasserthemen und besonders die bis dahin vernach-
lässigte sanitäre Versorgung gelegt.  
Foto aus einer Sammlung von Fotomotiven aus aller Welt, 
Website der Konferenz „Rio+20“ (www.uncsd2012.org)
5Trotz aller Schwierigkeiten gibt es viele er-
folgreiche Waldschutzprogramme. Bei Re-
gierungen wächst die Einsicht, dass ein 
wirksamer Klima- und Umweltschutz nicht 
ohne entschiedene Maßnahmen zum Stopp 
der Waldzerstörung und für eine nachhalti-
ge Nutzung der Wälder möglich ist.
Rio+20: Eine große  
Konferenz mit  
begrenzten Ergebnissen
Mehr als 40.000 Regierungsvertreter, Ak-
tivisten, Unternehmensrepräsentanten 
und Journalisten versammelten sich vom 
20.–22. Juni 2012 in der brasilianischen 
Hauptstadt Rio de Janeiro, um am „UN-
Gipfel für nachhaltige Entwicklung“ und 
den zahlreichen Veranstaltungen am Ran-
de dieses Regierungstreffens teilzuneh-
men. Die Kurzbezeichnung des Gipfels 
als „Rio+20“ sollte daran erinnern, dass 
bereits 20 Jahre zuvor auf einer UN-Kon-
ferenz in Rio de Janeiro über Fragen von 
Umwelt und Entwicklung diskutiert und 
entschieden worden war.
Über die Inhalte der Erklärung des Gipfels 
„Rio+20“ wurde vorab monatelang von Re-
gierungsvertretern beraten, denn an den 
nur drei Tagen des Gipfeltreffens hätte kein 
Text ausgehandelt werden können. In dem 
langen Vorbereitungsprozess des Textes 
bestand vor allem bei den brasilianischen 
Gastgebern die Tendenz, eher Forderungen 
aus dem Text herauszunehmen oder ih-
nen jede Verbindlichkeit zu rauben, als ein 
Scheitern des Treffens zu riskieren. So war 
zum Beispiel die von vielen Stimmen erho-
bene Forderung nach dem Ende der Sub-
ventionen für fossile Brennstoffe im letzten 
Entwurf des Abschlusstextes nicht mehr zu 
finden. Dass im Abschlusstext 59 Mal das 
englische Wort „reaffirm“ auftaucht, lässt 
erkennen, dass an vielen Stellen lediglich 
frühere Beschlüsse internationaler Konfe-
renzen „bekräftigt“ wurden. Insgesamt ist 
die Abschlusserklärung „Die Zukunft, die 
wir wollen“ der Ausdruck eines Minimal-
kompromisses. 
Das Abschlussdokument hat viele ent-
täuscht, enthält aber einige wichtige Ver-
einbarungen, die in den kommenden Jah-
ren beachtliche Wirkung haben können, 
wenn sie tatsächlich umgesetzt werden. So 
wurde vereinbart, dass das UN-Umwelt-
programm gestärkt werden soll (S. 8). 
Die von vielen internationalen Umwelt-
fachleuten und -organisationen, einigen 
Ländern und auch von einer von UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon vor „Rio+20“ 
eingesetzte Expertengruppe erhoffte Ein-
richtung eines „Rates für nachhaltige Ent-
wicklung“ wurde in Rio nicht beschlossen. 
Es soll als Kompromiss ein „Hochrangi-
ges politisches Forum“ entstehen, das die 
bisher wenig wirksam arbeitende „Kom-
mission für Nachhaltige Entwicklung“ er-
setzen wird.
Die Erklärung des Rio+20-Gipfels be-
zeichnet ökologisches Wirtschaften als 
„ein wichtiges Werkzeug, um nachhaltiges 
Wachstum zu erzielen“. Das Konzept der 
„grünen Wirtschaft“ (Green Economy) 
wurde einvernehmlich in die Abschluss-
erklärung aufgenommen, um Ökologie, 
Armutsbekämpfung und Wachstum mit-
einander zu verbinden. Allerdings fehlen 
sowohl ein verbindlicher Fahrplan für den 
Übergang zu einer „grünen Wirtschaft“ 
als auch Berichtspflichten der UN-Mit-
glieder. Es soll den einzelnen Staaten frei-
stehen, „einen geeigneten Ansatz» für die 
Umsetzung des Konzepts zu finden. 
In Fortführung der Millenniums-Ent-
wicklungsziele der Vereinten Nationen 
sollen in den nächsten Jahren gemeinsa-
me Nachhaltigkeitsziele erarbeitet werden. 
Angestrebt wird, eine überschaubare Zahl 
einfacher, leicht zu kommunizierender 
Ziele zu formulieren, die Vorgaben enthal-
ten für ein nachhaltiges Wachstum in den 
einzelnen UN-Mitgliedsländern. 
Die UN-Mitglieder erkennen in der Erklä-
rung an, wie wichtig die  Bewahrung und 
die nachhaltige Nutzung der Meere auch 
außerhalb ihrer jeweiligen Hoheitsgewäs-
ser sind. Konkrete und verbindliche Maß-
nahmen wie die Ausweisung von Schutz-
gebieten wurden aber nicht beschlossen. 
Die Erklärung von Rio enthält außer-
dem ein Bekenntnis zu einer nachhalti-
gen Energieversorgung. Ein Energiemix 
soll den Zugang aller Menschen zu einer 
sicheren Energieversorgung gewährleis-
ten. Wie ein solcher Energiemix aussehen 
kann, blieb offen. 
Der Generalsekretär von „Rio+20“, Sha 
Zukang, war in der Schlusssitzung des Gip-
feltreffens sichtlich bemüht, gemeinsame 
Überzeugungen herauszustellen: „Nach-
haltige Entwicklung ist die einzige Option 
der Menschheit für den Planeten, den wir 
miteinander teilen, und für unsere gemein-
same Zukunft.“ Vor dem Verhandlungsge-
bäude riefen Aktivistinnen und Aktivisten 
hingegen: „Rio ist tot!“ Der UN-Generalse-
kretär hob das Positive an den Ergebnissen 
des Gipfels hervor: „Rio+20 hat grundle-
gende Prinzipien bekräftigt – unverzicht-
bare Verpflichtungen erneuert – und neue 
Richtungen vorgegeben.“ Er fügte hinzu: 
„Von den Regierungen bis zu den größten 
Unternehmen der Welt, von philanthropi-
schen Organisationen bis zu freiwillig ar-
beitenden Jugendlichen sind alle Teil einer 
wachsenden globalen Bewegung für Verän-
derungen.“ 
Auf dem Weg zu einer 
„grünen Wirtschaft“
International setzt sich die Einsicht durch, 
dass das Vertrauen auf die Kräfte des 
Marktes nicht ausreicht, um die globalen 
ökologischen, ökonomischen und sozi-
alen Probleme zu lösen. Deshalb setzen 
sich die Vereinten Nationen, viele Regie-
rungen und zahlreiche Unternehmen für 
den Übergang zu einer „grünen Wirt-
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führende Rolle bei der Weiterentwicklung 
und Umsetzung dieses Konzepts. Mehr 
Wohlstand soll verbunden werden mit der 
Schonung natürlicher Ressourcen und mit 
sozialer Gerechtigkeit. 
In vielen Ländern werden inzwischen Er-
fahrungen gesammelt, wie die Umstel-
lung auf eine „grüne Wirtschaft“ konkret 
gestaltet werden kann. Bei der Präsentati-
on einer UNEP-Studie zu dieser Thematik 
im November 2011 betonte Ban Ki-moon: 
„Mit einer klugen Politik können Regie-
rungen ihre Wirtschaft wachsen lassen, 
angemessene Arbeitsplätze schaffen und 
den sozialen Fortschritt auf eine Weise be-
schleunigen, die den ökologischen Fußab-
druck der Menschheit in einem Rahmen 
hält, den der Planet verkraften kann.“ Ent-
gegen mancher Befürchtungen kommt das 
UN-Umweltprogramm in seiner Studie 
zum Ergebnis, dass die Volkswirtschaf-
ten durch eine Umstellung auf eine „grüne 
Wirtschaft“ mindestens so stark wach-
sen werden wie bei einer Fortführung der 
bisherigen Wirtschaftsweise. Es können 
aber die Risiken vermieden werden, die 
bei einem „weiter so“ durch dramatisch 
zunehmende Umweltschäden und einen 
beschleunigten Klimawandel entstehen. 
Investitionen in Höhe von zwei Prozent 
des globalen Bruttosozialprodukts reichen 
aus, um die bisherige umweltschädliche 
Wirtschaft in eine „grüne Wirtschaft“ um-
zuwandeln. 
Einen deutlichen Schwerpunkt im Kon-
zept der „grünen Wirtschaft“ bildet der 
Energiesektor. Hier ist die Notwendigkeit 
besonders deutlich, einen besseren Zugang 
für die Armen mit Nachhaltigkeit, Um-
welt- und Klimaschutz zu verbinden. Weit 
mehr als eine Milliarde Menschen haben 
bisher keinen Zugang zu Elektrizität. In 
ländlichen Gebieten in Afrika südlich der 
Sahara verfügt höchstens jede zwanzigste 
Familie über Strom. Die Beseitigung dieser 
Benachteiligung soll einhergehen mit der 
sehr viel stärkeren Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen. In vielen Ländern wird in-
zwischen – oft mit Beratung von UN-Orga-
nisationen und -Programmen – in erneuer-
bare Energievorhaben investiert. Allein im 
Jahr 2010 sind diese Investitionen weltweit 
um 32 Prozent gewachsen. Besonders hoch 
ist der Zuwachs in Schwellenländern wie 
China, Indien und Brasilien. Aber auch in 
afrikanischen Ländern nehmen diese In-
vestitionen zu.
Kritik am Konzept der „grünen Wirt-
schaft“ kommt vor allem von Nichtregie-
rungsorganisationen, die sich für welt-
weite soziale Gerechtigkeit und für den 
Umweltschutz engagieren. Eine Kritik 
lautet, dass bisherige Wachstumsvorstel-
lungen nicht grundsätzlich infrage gestellt 
werden. Dabei sei der Ressourcenver-
brauch in vielen Ländern der Welt schon 
heute weit höher, als dies unser Planet ver-
kraften kann. Vor allem in reichen Län-
dern sind die „Grenzen des Wachstums“ 
längst überschritten, während es in wirt-
schaftlich armen Ländern darauf ankom-
men wird, die materielle Lebenssituation 
der Bevölkerung zu verbessern und dabei 
die Natur und das Klima möglichst wenig 
zu schädigen. Trotz der Kritik am Konzept 
der „grünen Wirtschaft“ kann es zu einer 
Grundlage für eine Umgestaltung der glo-
balen Wirtschaftsbeziehungen, des Um-
gangs mit der Natur und der Neuausrich-
tung sozialer Beziehungen werden. Beim 
Übergang zu einer „grünen Wirtschaft“ 
lassen sich, so die Erfahrungen von UNEP, 
zahllose bereits bestehende und neue In-
itiativen einbeziehen, die Nachhaltigkeit 
zum Ziel haben. 
Ziele einer  
nachhaltigen Entwicklung
Ein wichtiges Ergebnis des Gipfels 
„Rio+20“ war die grundsätzliche Verstän-
digung auf die Festlegung von Zielen für 
nachhaltige Entwicklung („Sustainable 
Development Goals“ – SDGs). Stärker als 
die im Jahr 2000 vereinbarten Millenni-
ums-Entwicklungsziele sollen diese Ziele 
wirtschaftliche, ökologische und soziale 
Dimensionen berücksichtigen. In der Ab-
schlusserklärung von Rio sind noch keine 
konkreten Ziele für nachhaltige Entwick-
lung enthalten. Diese Ziele sollen von der 
UN-Generalversammlung verabschiedet 
werden und von 2015 an der Maßstab für 
nachhaltige Entwicklung sein. 
Die Idee der SDGs wird gegenwärtig stark 
von europäischen Ländern und von Um-
welt- und Entwicklungsorganisationen 
und -gruppen unterstützt, während bei 
manchen Regierungen von Entwicklungs- 
und Schwellenländern die Sorge besteht, 
dass das Ziel der Armutsbekämpfung, das 
die Millenniums-Entwicklungsziele ge-
prägt hat, zu wenig berücksichtigt wird. 
Diese Regierungen verhinderten eine star-
ke Unterstützung für eine baldige Einfüh-
rung von SDGs in der Abschlusserklärung 
von „Rio+20“. Anfang August 2012 hat 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon eine 
25-köpfige Expertengruppe einberufen, 
die Ziele für eine nachhaltige Entwicklung 
erarbeiten soll. Dem Gremium gehört 
auch der frühere deutsche Bundespräsi-
dent Horst Köhler an. 
In den kommenden Jahren wird es dar-
auf ankommen, die Entwicklungs- und 
Schwellenländer in die Formulierung von 
Zielen einzubeziehen, die nicht als Ent-
wicklungsbremse in den bisher nicht in-
dustrialisierten Ländern verstanden wer-
den dürfen. Je weitgehender es gelingt, die 
Millenniums-Entwicklungsziele bis 2015 
tatsächlich zu verwirklichen, desto größer 
sind die Aussichten, aufbauend auf diesen 
Erfolgen einvernehmlich neue Ziele zu 
formulieren. 
Einen Hintergrund für die Debatte über 
nachhaltige Ziele bildet die Initiative des 
kleinen Himalaya-Staates Bhutan und so-
zialer Bewegungen in verschiedenen Teilen 
der Welt, Wohlstand nicht wie bisher am 
Bruttosozialprodukt zu messen, sondern 
an einem „Bruttosozialglück“ („Gross Na-
tional Happiness“). Eine weltweite Umset-
zung dieses Konzepts hätte positive Aus-
wirkungen auf die Umwelt, weil staatliches 
und privates Handeln nicht mehr einseitig 
auf eine Produktionsausweitung gerich-
tet wären, die in der Regel mit Umweltbe-
lastungen verbunden ist. Stattdessen wird 
gefragt, was dem Wohlergehen und Glück 
der Menschen dient. Zu diesem Konzept 
gehört ein umsichtiger Umgang mit der 
Umwelt, weil ein Leben in Einklang mit der 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon zog am Ende von 
„Rio+20“ eine positive Bilanz des Gipfeltreffens. Foto: 
UN Photo/Mark Garten
Das UN-Umweltprogramm (UNEP), die Internationa-
le Arbeitsorganisation (ILO) und viele andere Organisa-
tionen setzen sich für eine „grüne Wirtschaft“ ein und 
verweisen darauf, dass durch solche Umgestaltungs-
prozesse viele neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Ein Beispiel sind Solar-Warmwasseraufbereitungsanla-
gen, die besonders im Süden der Welt immer beliebter 
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glücklichen Lebens ist. 
Dieses Konzept findet international zu-
nehmend Beachtung und Unterstützung. 
So lud UN-Generalsekretär Ban Ki-moon 
Anfang April 2012 mehr als 500 hohe Ver-
treter von Regierungen, Religionen, der 
Zivilgesellschaft sowie  Wissenschaftler 
nach New York ein, um über Maßstäbe 
für Wohlergehen und Glück zu beraten. 
Bereits im Jahr 2011 hatte die UN-Gene-
ralversammlung in einer Resolution fest-
gestellt, dass der Maßstab des Bruttosozi-
alprodukts „nicht auf angemessene Weise 
das Glück und Wohlergehen der Bevölke-
rung eines Landes zum Ausdruck bringt“. 
Umweltschutz,  
Armutsbekämpfung  
und Gerechtigkeit –  
drei unvereinbare Ziele?
Die internationalen Verhandlungen über 
Umweltthemen in den letzten Jahrzehn-
ten haben darunter gelitten, dass hinter 
den Kulissen nach Kompromissen ge-
sucht wurde, ohne Interessengegensät-
ze offen anzusprechen und gegenseitiges 
Misstrauen abzubauen. Entwicklungslän-
der hatten und haben die Befürchtung, 
dass ein stärkerer Umweltschutz zulasten 
der Armutsbekämpfung geht. Dieser Ver-
dacht wird auch dadurch genährt, dass 
die Industrieländer häufig Haushaltsmit-
tel, die bisher zur Armutsbekämpfung 
vorgesehen waren, umwidmen und sie 
nun für Umwelt- und Klimaschutzvor-
haben ausgeben. Problematisch ist auch, 
dass im Rahmen von UN-Verhandlun-
gen selten die Unternehmen und Regie-
rungen beim Namen genannt werden, 
die für eine großflächige Zerstörung der 
Natur verantwortlich sind. Auch wer-
den wie beim Gipfel „Rio+20“ häufig 
Kompromisse gesucht, denen alle Regie-
rungen zustimmen können, die aber des-
halb sehr allgemein und unverbindlich 
formuliert sind. 
Auch gelingt es noch zu wenig, ökologi-
sche und soziale Gerechtigkeit überzeu-
gend miteinander zu verbinden. Hierfür 
tragen viele Regierungen eine große Ver-
antwortung, weil sie zu wenig für die so-
ziale Gerechtigkeit in ihren Gesellschaf-
ten tun und gleichzeitig keine langfristig 
angelegte Politik zum Schutz der Umwelt 
durchsetzen, wenn diese den kurzfristigen 
Interessen wirtschaftlich mächtiger Grup-
pen widersprechen. Das grundlegende 
Problem, dem sich die Vereinten Nationen 
bei internationalen Verhandlungen und 
bei konkreten Programmen stellen müs-
sen, besteht darin, dass in vielen Ländern 
keines der drei Ziele Umweltschutz, Ar-
mutsbekämpfung und soziale Gerechtig-
keit wirksam umgesetzt wird. Längst ist in 
UN-Berichten nachgewiesen, dass sich die 
drei Ziele miteinander in Einklang brin-
gen lassen und einander sogar ideal ergän-
zen. Aber diese Einsicht hilft wenig, wenn 
Regierungen und mächtige Interessen-
gruppen keines dieser Ziele konsequent 
verfolgen wollen oder sogar deren Umset-
zung be- und verhindern. Im Umwelten-
gagement der Vereinten Nationen ist des-
halb eine größere Bereitschaft zur offenen 
Auseinandersetzung mit denen gefordert, 
die die Umwelt zerstören oder sie nicht 
konsequent schützen. 
Viel wird davon abhängen, ob es in den 
nächsten Jahren gelingen wird, die Zer-
splitterung des UN-Systems im Umwelt-
bereich abzubauen. Vordringlich dabei 
ist,  das UN-Umweltprogramm zu stärken 
und zu einer UN-Sonderorganisation aus-
zubauen, die koordinierende Funktionen 
wahrnimmt. Dies hätte zur Konsequenz, 
dass die unzureichende Finanzierung 
und die Abhängigkeit von zweckgebun-
denen Mitteln vermindert würden, und 
verpflichtende Finanzbeiträge der UN-
Mitgliedstaaten eine solide finanzielle 
Grundlage für die Planung von Projekten 
und Programmen bilden würden. Vor al-
lem aber würde der Stellenwert, den der 
Schutz der Umwelt inzwischen auf der in-
ternationalen „Tagesordnung“ gewonnen 
hat, auch in den institutionellen Struk-
turen der Vereinten Nationen zum Aus-
druck kommen. Diejenigen, wie zum Bei-
spiel viele Politiker in den USA, die ein 
tiefes Misstrauen gegen alle weltweiten 
politischen Strukturen haben, wird man 
schwer für die Idee einer UN-Umweltor-
ganisation gewinnen können. Aber wenn 
es gelingt, die Sorge von Entwicklungs-
ländern abzubauen, dass das internati-
onale Umweltengagement zulasten der 
Armutsbekämpfung und der wirtschaft-
lichen Gerechtigkeit geht, dürften gute 
Chancen bestehen, doch noch eine Bün-
delung des UN-Einsatzes für die Umwelt 
in einer Organisation zu erreichen und 
damit eine neue Dynamik in diese Arbeit 
zu bringen. 
werden. Es wird allerdings darauf ankommen, so for-
dert zum Beispiel die ILO, Arbeitsplätze in der grünen 
Wirtschaft sozial zu gestalten und die Beschäftigten an-
gemessen zu bezahlen. Foto: Foto einer Sammlung von Fo-
tomotiven aus aller Welt, Website der Konferenz „Rio+20“ 
(www.uncsd2012.org)
Der kleine Staat Bhutan im Himalaya hat entschieden, sich nicht am Wettrennen um immer mehr Wirt-
schaftswachstum zu beteiligen, sondern nach „Bruttosozialglück“ zu streben. Foto: UN Photo/Gill Fickling
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tionen (United Nations Environment Pro-
gramme – UNEP) wurde 1972 nach der 
ersten Umweltkonferenz der Vereinten 
Nationen in Stockholm von der UN-Ge-
neralversammlung geschaffen und nahm 
im Frühjahr 1973 in Nairobi (Kenia) seine 
Arbeit auf. Dieses Programm nimmt eine 
koordinierende Rolle für Umweltthemen 
im UN-System wahr. Exekutivdirektor des 
Programms ist gegenwärtig der Deutsche 
Achim Steiner. UNEP hat sechs Arbeits-
schwerpunkte, die hier kurz vorgesellt 
werden sollen.
Klimawandel
In einer Selbstdarstellung heißt es zu die-
sem Arbeitsschwerpunkt: „UNEP arbeitet 
mit Ländern zusammen, um deren Fähig-
keiten zu stärken, sich an den Klimawan-
del anzupassen, sich auf Gesellschaften 
mit geringen CO2-Emissionen hinzube-
wegen, das Verständnis für Erkenntnisse 
der Klimawissenschaft zu stärken und das 
öffentliche Bewusstsein für das sich ver-
ändernde Klima der Erde zu erhöhen.“ Zu 
den Prioritäten gehört die Unterstützung 
der Länder bei der Anpassung an den 
Klimawandel. Parallel dazu unterstützt 
UNEP wirtschaftlich arme Länder bei Ini-
tiativen zur Reduzierung klimaschädlicher 
Emissionen. 
Ökosystem-Management
Das menschliche Wohlergehen beruht auf 
einer intakten Umwelt. Sie besteht aus vie-
len komplexen Systemen von Pflanzen, Tie-
ren, Mikroorganismen und nicht lebendi-
gen Stoffen. Menschliche Eingriffe können 
diese Ökosysteme empfindlich und nicht 
selten unwiederbringlich stören und zer-
stören. UNEP analysiert diese Prozesse und 
unterstützt Regierungen bei Programmen 
und Projekten, um geschädigte Ökosys-
teme wiederherzustellen und so nachhal-
tig mit ihnen umzugehen, dass sie auch für 
zukünftige Generationen erhalten bleiben. 
Es geht bei sol-
chen Initiativen 













spiel der Schutz 
von Wäldern 
in Uganda und 
die Wiederher-
stellung der Ökosysteme westafrikanischer 
Seen, die eine große Bedeutung für die Er-
nährung, die Wasserversorgung und den 
Lebensunterhalt vieler Menschen in wei-
tem Umkreis haben. 
Verantwortungsbewusste  
Umweltpolitik
UNEP ist überzeugt, dass nur durch ein 
Zusammenwirken von Regierungen, 
Nichtregierungsorganisationen, Privat-
sektor und Zivilgesellschaft eine nach-
haltige Umweltpolitik möglich ist. Das 
UN-Umweltprogramm bemüht sich seit 
seiner Gründung deshalb darum, bei der 
Entwicklung und Umsetzung einer sol-
chen Umweltpolitik auf globaler, regio-
naler und nationaler Ebene beratend und 
unterstützend tätig zu werden. Dazu ge-
hört es unter anderem, wissenschaftliche 
Erkenntnisse in die Beratungen über Fra-
gen der Umweltpolitik einzubringen und 
den internationalen Erfahrungsaustausch 
und die transnationale Zusammenarbeit 
zu fördern. Ein wichtiges Instrument der 
Politikberatung sind die regelmäßigen Be-
richte „Global Environmental Outlook“, 
in denen Umweltprobleme dargestellt, 
Trends analysiert und politische Lösungen 
zur Diskussion gestellt werden. 
Schädliche Substanzen  
und gefährliche Abfälle
Von vielen der etwa 100.000 chemischen 
Substanzen, die weltweit verwendet wer-
den, gehen Gefahren für Mensch und Um-
welt  aus. Das UNEP analysiert die mögli-
che Umweltbelastung solcher Substanzen 
und verbreitet Informationen über die ei-
genen Erkenntnisse und die Forschungs-
ergebnisse anderer Einrichtungen. Der 
nächste Schritt ist die Beratung von Regie-
rungen bei der Entwicklung von Gesetzen 
und Kontrollsystemen zur Verhinderung 
einer Umweltbelastung durch gefährliche 
Chemikalien. Dabei muss der gesamte Zy-
klus von der Produktion über die Nutzung 
bis hin zur Entsorgung so gestaltet wer-
den, dass die Risiken minimiert werden. 
Da viele Chemikalien international gehan-
delt und oft auch (unsachgemäß) in Ent-
wicklungsländern entsorgt werden, setzt 
UNEP sich für international verbindliche 
Regelungen für den Umgang mit schädli-
chen und gefährlichen Substanzen ein. 
Ressourceneffizienz
Wirtschaftliches Wachstum und sozia-
le Entwicklung können nicht fortgeführt 
werden unter den gegenwärtigen Produk-
tions- und Konsumstrukturen und -mus-
tern, ohne das Überleben der Mensch-
heit und des Planeten akut zu gefährden. 
Weltweit werden sehr viel mehr Ressour-
cen verbraucht, als dies von der Erde ver-
kraftet werden kann. Gleichzeitig werden 
die grundlegenden Lebensbedürfnisse von 
Milliarden armer Menschen nicht erfüllt. 
Ein wichtiger Beitrag zu einer nachhalti-
gen Entwicklung ist in dieser Situation eine 
größere Ressourceneffizienz. Waren und 
Dienstleistungen, so strebt es das UNEP 
an, sollen mit einem geringeren Einsatz 
von Ressourcen produziert und verbraucht 
werden, sodass mit den gleichen oder we-
niger Ressourcen mehr Güter bereitgestellt 
werden können. Das UNEP bemüht sich, 
Investitionen in Ressourceneffizienz anzu-
regen und die Nachfrage nach so erzeugten 
Waren und Dienstleistungen zu erhöhen. 
Dies wird als ein wesentlicher Beitrag auf 
dem Weg zu einer „grünen Wirtschaft“ an-
gesehen (siehe „Grüne Wirtschaft“). 
UNEP – Umweltprogramm der Vereinten Nationen
Im Jahr 2011 wurden die neu erbauten energieeffizienten UNEP-Bürogebäude in 
Nairobi/Kenia eingeweiht. Foto: UN Photo/Mark Garten
Achim Steiner, der Exekutivdirektor des UN-Um-
weltprogramms UNEP, bemüht sich um eine Auf-
wertung von UNEP zu einer UN-Sonderorganisa-
tion. UN Photo/Paulo Filgueiras
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UNEP setzt sich dafür ein, die Ursachen 
von immer neuen Naturkatastrophen zu 
bekämpfen und die Folgen solcher Er-
eignisse für die Bevölkerung und vor al-
lem für besonders verletzliche Bevölke-
rungsgruppen zu vermindern. Für ein 
solches langfristiges Umweltengagement 
ist die Lösung von sozialen und militäri-
schen Konflikten wichtig. Umweltschutz 
und Friedensförderung müssen einander 
ergänzen. Damit beide Ziele Erfolgsaus-
sichten haben, so die Überzeugung des 
UNEP, ist eine nachhaltige Beseitigung 
von Armut und Unterernährung erfor-
derlich. Wichtig ist auch die Vorbereitung 
auf mögliche Katastrophen. UNEP fördert 
u.a. Pilotprojekte und den internationalen 
Erfahrungsaustausch auf diesen Gebieten 
und berät Regierungen bei der Vorbeu-
gung und dem Umgang mit Katastrophen 
und Konflikten. 
Viele Aufgaben – und sehr  
begrenzte Finanzmittel
UNEP hat einen Jahresetat von etwa 225 
Millionen US-Dollar. Als UN-Programm 
kann UNEP im Gegensatz zu UN-Son-
derorganisationen wie die Weltgesund-
heitsorganisation nicht auf verpflichtende 
Beiträge der UN-Mitgliedstaaten zurück-
greifen. Abgesehen von einem kleinen Zu-
schuss aus dem ordentlichen UN-Haus-
halt (etwa 5 Prozent des UNEP-Etats) 
finanziert sich das UNEP daher aus frei-
willigen Beitragsleistungen von Regierun-
gen, internationalen Organisationen und 
Stiftungen. Zunehmend werden solche 
Zuschüsse zweckgebunden bereitgestellt. 
Das UNEP-Sekretariat hat etwa 900 Be-
schäftigte (weniger als ein Zehntel der Be-
schäftigtenzahl der Weltbank).
Beim Gipfel „Rio+20“ im Juni 2012 wur-
de beschlossen, dass das UN-Umweltpro-
gramm gestärkt werden soll. Allerdings 
konnten die Regierungen sich nicht darauf 
verständigen, das Programm zu einer UN-
Sonderorganisation aufzuwerten. Die Um-
wandlung in eine Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen wird seit Jahren von 
zahlreichen Umwelt- und Klimafachleuten 
und Umweltorganisationen gefordert, um 
die erfolgreiche UNEP-Arbeit auszuweiten 
und noch wirkungsvoller zu gestalten. Be-
schlossen wurde in Rio, die Mitgliedschaft 
im UNEP-Verwaltungsrat auf alle Mitglie-
der der Vereinten Nationen zu erweitern 





Die Kommission für Nachhaltige Entwick-
lung (Commission for Sustainable Develop-
ment – CSD) wurde 1992 nach der Konfe-
renz für Umwelt und Entwicklung in Rio de 
Janeiro als Kommission des Wirtschafts- und 
Sozialrats der Vereinten Nationen gegrün-
det, um zu beobachten und zu analysieren, 
wie die Rio-Erklärung „Agenda 21“ umge-
setzt wurde. Im Jahr 2002 erhielt die Kom-
mission die Aufgabe, die Umsetzung des 
Aktionsplans des Weltgipfels für nachhaltige 
Entwicklung in Johannesburg zu begleiten. 
Der Kommission gehören 53 Vertreterinnen 
und Vertreter von UN-Mitgliedstaaten an. 
Auf den jährlichen Treffen werden einzelne 
Schwerpunktthemen beraten und dazu Be-
schlüsse gefasst. Für den Zweijahreszyklus 
2012/13 stehen so unterschiedliche Themen 
wie Wälder, Artenvielfalt, Biotechnologie, 
Tourismus und Berge auf dem Arbeitspro-
gramm. Die Kommission steht seit längerem 
in der Kritik. Ihre Arbeit gilt als diffus und 
ineffektiv, zudem fehlt ihr das Mandat, die 
Querschnittsaufgabe „nachhaltige Entwick-
lung“ ernsthaft anzugehen. 
Deshalb gab es vor und während des Gipfel-
treffens „Rio+20“ im Juni 2012 Bemühungen 
verschiedener Regierungen, die Kommission 
aufzulösen und durch einen „Rat für nachhal-
tige Entwicklung“ zu ersetzen. Vorbild ist der 
UN-Menschenrechtsrat. Der neue Rat sollte 
direkt der UN-Generalversammlung unter-
geordnet sein und zum wichtigsten politi-
schen Instrument in internationalen ökono-
mischen, ökologischen und sozialen Fragen 
werden. Für diesen Plan ließ sich in Rio keine 
Mehrheit finden. Das beschlossene „Hoch-
rangige politische Forum“ kann im günstigen 
Fall eine Zwischenstufe zu einem politisch 
wirkungsvollen „Rat für nachhaltige Entwick-
lung“ werden. Kritiker wie Jürgen Maier, der 
Geschäftsführer des „Forum Umwelt und 
Entwicklung“, fürchten, dass das neue Gre-
mium „kein Mandat haben wird, die Quer-
schnittsaufgabe ‚sustainable development‘ 
ernsthaft anzugehen; zudem dürften sich 
im Wesentlichen dieselben Diplomaten un-
ter neuem Namen wieder treffen, die schon 
bei der CSD nichts erreicht haben“ (Vereinte 
Nationen, Heft 4/2012, Seite 172).
Umweltengagement  
der Vereinten Nationen
Viele Organisationen und Programme der Vereinten Nationen  
engagieren sich für den Schutz der Umwelt. Hier ein Überblick  
über die wichtigsten UN-Akteure.
UN-Sonderorganisationen
FAO
70 Prozent des weltweiten menschlichen 
Wasserverbrauchs entfallen auf die Landwirt-
schaft. Gravierend sind auch die Auswirkun-
gen der Landwirtschaft auf das Klima, vor al-
lem die Ausweitung von Ackerbauflächen in 
bisherigen tropischen Regenwaldgebieten. 
Deshalb bemüht sich die Ernährungs- und 
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 
Nationen (Food and Agricultural Organiza-
tion of the United Nations – FAO) um eine 
Verminderung des Wassereinsatzes und der 
umweltschädlichen Auswirkungen der Land-
wirtschaft. Angesichts des fortbestehenden 
Hungers in vielen Ländern und einer wach-
senden Weltbevölkerung soll gleichzeitig die 
landwirtschaftliche Produktion erhöht wer-
den. Der FAO ist bewusst, dass eine Produk-
tionssteigerung allein die globalen Ernäh-
rungsprobleme nicht löst, weil vielen Armen 
die Kaufkraft fehlt, um Nahrungsmittel zu be-
zahlen, und viele Kleinbauernfamilien zu we-
nig Land zum Überleben haben. Deshalb ist 
eine Landreform unverzichtbar. Ebenso wird 
eine Umstellung auf eine nachhaltige Land-
wirtschaft gefördert. Die FAO unterstützt u.a. 
Programme zur Erhöhung der Bodenqualität, 
des Anbaus von Bioprodukten, der Einspa-
rung von knappen Wasserressourcen und der 
verantwortungsvollen Waldbewirtschaftung. 
UNESCO
Die Organisation der Vereinten Nationen für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur (United Na-
tions Educational, Scientific and Cultural Or-
ganisation – UNESCO) wurde 1945 gegrün-
det zur Förderung von Bildung, Wissenschaft, 
Kommunikation, Information und Kultur. Zu 
den UNESCO-Arbeitsfeldern gehört die „Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung“. Es soll 
Menschen das Rüstzeug dafür gegeben wer-
den, globale Herausforderungen wie Um-
weltschädigungen und Klimawandel zu be-
wältigen. Die UNESCO koordiniert auch die 
Dekade „Bildung für nachhaltige Entwick-
lung“ (2005–2014), zu deren nationalen Part-




tion (International Maritime Organisation 
– IMO) mit Sitz in London ist eine Sonderor-
UNEP – Umweltprogramm der Vereinten Nationen
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ganisation der Vereinen Nationen. Ihre Auf-
gabe ist es, internationale Standards für die 
Schifffahrt zu vereinbaren, Meeresverschmut-
zung zu verhindern und alle technischen An-
gelegenheiten in diesem Bereich zu regeln. 
Schon seit einer Konvention gegen die Ölver-
schmutzung im Jahre 1954 gehört eine Erhö-
hung der Sicherheit von Öltankern und ande-
ren Schiffen mit gefährlicher Ladung zu den 
Schwerpunkten der IMO-Arbeit. Die IMO hat 
seither u.a. Konventionen erarbeitet, die In-
terventions- und Haftungsfragen im Falle von 
Öltankerunglücken regeln. Neben zahlrei-
chen rechtlichen Fragen fördert die IMO auch 
den internationalen Erfahrungsaustausch in 
Sicherheitsfragen und stellt technische Be-
ratung bereit, zum Beispiel für die Verhinde-
rung der Ausbreitung von schädlichen Mee-
resorganismen durch Ballastwasser. 
WHO
Die Weltgesundheitsorganisation (World 
Health Organization – WHO) soll dafür Sor-
ge tragen, dass alle Menschen den höchst-
möglichen Grad an Gesundheit erreichen 
können. Gesundheit wird von der WHO sehr 
breit als Zustand eines vollständigen phy-
sischen, geistigen und sozialen Wohlbe-
findens definiert und nicht als eine bloße 
Abwesenheit von Krankheit oder Gebrech-
lichkeit. Umweltgefahren und Klimawandel 
bedrohen zunehmend die Gesundheit von 
Millionen Menschen in allen Regionen der 
Welt. Die WHO befasst sich u.a. mit Fragen 
der Beseitigung von gesundheitsgefährden-
der Luftverschmutzung, einer gesundheitlich 
unbedenklichen Wasser- und Abwasserver-
sorgung sowie Müllentsorgung und den Fol-
gen der Verwendung von Asbest. Es geht der 
WHO um eine Verhinderung von Erkrankun-
gen und eine gesundheitsfördernde Umwelt. 
WMO
Angesichts des globalen Klimawandels ist 
mit einer wachsenden Zahl von Extremwet-
terereignissen zu rechnen. Deshalb gewinnt 
die Beschäftigung mit dem Klimawandel und 
anderen Umweltproblemen in der Arbeit der 
Weltorganisation für Meteorologie (World Me-
teorological Organization – WMO) vermehrte 
Beachtung. Die WMO ist eine Sonderorganisa-
tion der Vereinten Nationen, der gegenwärtig 
189 Staaten angehören. Sitz des Sekretariats 
der 1950 gegründeten Organisation ist Genf. 
Die WMO unterstützt Länder u.a. dabei, ihre 
Kapazitäten zur Wetter- und Klimabeobach-
tung zu verbessern, ebenso die Abschätzung 
von Folgen des Klimawandels auf die Gesund-
heit, die Energieversorgung, den Zugang zu 
Wasser, den Tourismus, die biologische Vielfalt 
und die Landwirtschaft. 
UNIDO
Ohne einen Ausbau ihrer industriellen Kapa-
zitäten werden Entwicklungsländer nicht den 
Anschluss an die Wachstumsbereiche der glo-
balen Wirtschaft schaffen, sondern weiterhin 
lediglich Lieferanten von Rohstoffen bleiben. 
Deshalb ist die Organisation der Vereinten 
Nationen für industrielle Entwicklung (United 
Nations Industrial Development Organizati-
on – UNIDO) bestrebt, die Industrialisierung 
itiative von UNDP, UNEP und der Weltbank 
und war zunächst Teil der Weltbank-Gruppe. 
Nach der Konferenz für Umwelt und Entwick-
lung in Rio de Janeiro im Jahr 1992 wurde 
die Struktur geändert; die GEF ist seither eine 
eigenständige Organisation. Die GEF stellt 
Mittel für die folgenden sechs Bereiche zur 
Verfügung: Klimawandel, biologische Vielfalt, 
internationale Gewässer, Abbau der Ozon-
schicht, Erschöpfung von Böden sowie lang-
lebige organische Schadstoffe. Die GEF ist 
die bedeutendste öffentliche Einrichtung zur 
Förderung von internationalen Umweltvor-
haben. Durchführungsorganisationen sind 
UNDP, UNEP und Weltbank. Sie arbeiten eng 
mit Regierungen, internationalen Organisa-
tionen (darunter verschiedenen UN-Einrich-
tungen), der Zivilgesellschaft und dem Pri-
vatsektor zusammen. 
UNDP
Das Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (United Nations Development Pro-
gramme – UNDP) unterstützt die Anstren-
gungen der wirtschaftlich armen Länder der 
Welt zur Überwindung von Armut, Hunger 
und anderen Entwicklungsproblemen. Au-
ßerdem koordiniert das UN-Entwicklungs-
programm vielerorts die langfristig ange-
legte Entwicklungsarbeit der verschiedenen 
UN-Organisationen und -Programme. UNDP 
ist in 177 Ländern der Welt mit eigenen Büros 
vertreten. Da in den letzten Jahren zuneh-
mend deutlich geworden ist, dass bisherige 
Entwicklungserfolge und das Engagement 
für die Millenniums-Entwicklungsziele der 
Vereinten Nationen durch Umweltprobleme 
bedroht sind, setzt sich UNDP verstärkt für 
die Einbeziehung von Umwelt- und Klima-
themen in entwicklungspolitische Vorhaben 
ein. Arme Bevölkerungsgruppen, die beson-
ders stark von Schädigungen der Umwelt 
und der Verknappung von Ressourcen wie 
Wasser betroffen sind, stehen im Mittelpunkt 
vieler vom UNDP unterstützter Vorhaben.
UNHCR
Die Ausbreitung der Wüsten, Bodenerosi-
on in Trockengebieten, Wasserknappheit, 
steigende Meeresspiegel und viele andere 
Umwelt- und Klimaprobleme zwingen jedes 
Jahr Millionen Menschen, ihre Heimat zu ver-
wirtschaftlich armer Länder zu fördern und 
dabei soziale Fragen wie die Armutsbekämp-
fung stärker zu berücksichtigen. Die UN-Ein-
richtung hat ihren Sitz in Wien und beschäftigt 
dort und in Beratungsbüros in verschiedenen 
Ländern insgesamt etwa 700 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. UNIDO berät sowohl Indust-
rieunternehmen als auch Regierungen dabei, 
eine „grüne Industrie“ aufzubauen. Auch hat 
UNIDO eine wichtige Rolle bei der Umsetzung 
der Initiative der Vereinten Nationen „Nachhal-
tige Energie für alle“ übernommen. 
UNWTO
Der weltweit boomende Tourismus hat gra-
vierende Auswirkungen auf Umwelt und Kli-
ma, die von der Schädigung der oberen Luft-
schichten der Erde durch den Flugverkehr 
bis zu Wasserbelastungen durch ungeklärte 
Abwässer reichen kann. Die Welttourismus-
organisation (United Nations World Tourism 
Organization – UNWTO), eine Sonderorgani-
sation der Vereinten Nationen, will die um-
welt- und klimaschädlichen Auswirkungen 
des Tourismus vermindern und hat hierfür 
das Programm „Nachhaltige Entwicklung des 
Tourismus“ ins Leben gerufen. Hotels wer-
den zum Beispiel dazu motiviert und dabei 
beraten, Energiesparmaßnahmen und die 
Nutzung von erneuerbarer Energie voranzu-
bringen. Ebenso wird versucht, die Mangro-
ven und Korallenriffe zu erhalten und deren 
Wachstum zu fördern. Sie sind sowohl für 
den Tourismus als auch für die biologische 
Vielfalt und den Schutz der Küsten vor den 
zunehmenden heftigen Taifunen und Stür-
men wichtig. 
IFAD
Der Internationale Fonds für landwirtschaft-
liche Entwicklung (International Fund for Ag-
ricultural Development – IFAD) ist seit 1977 
eine UN-Sonderorganisation. Der in Rom 
ansässige Fonds hat sich zum Ziel gesetzt, 
Kleinbauern und landlose Landarbeiter zu 
unterstützen, um die weltweite Ernährungs-
lage zu verbessern. Durch finanzielle Zuwen-
dungen soll die Nahrungsmittelproduktion 
erhöht und damit die Lebensbedingungen 
verbessert werden. IFAD hat vielfältige Kon-
zepte entwickelt und erprobt, um Produkti-
on, Armutsbekämpfung und Umweltschutz 
miteinander zu verbinden. Dazu gehören u.a. 
die Vermittlung von Wissen über nachhalti-
ge Anbaumethoden, die Förderung kleinbäu-
erlichen Landbesitzes (auch als Anreiz, den 
Boden langfristig zu erhalten und zu verbes-
sern), die Verbreiterung des Anbauspektrums 
und die Stärkung der Rolle von Frauen und 
indigenen Bevölkerungsgruppen bei der Er-
haltung natürlicher Ressourcen und biologi-
scher Vielfalt. 
Fonds und Programme 
GEF
Die Globale Umweltfazilität (Global Environ-
ment Facility – GEF) ist das internationale 
Finanzierungsinstrument der Vereinten Na-
tionen für den globalen Umweltschutz. GEF 
entstand im Jahr 1991 als gemeinsame In-
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon besichtigte bei 
Peking eine von UNDP und GEF gemeinsam unter-
stützte Anlage, die die Abfälle einer riesigen Hüh-
nerfarm mit 3 Millionen Tieren in Biogas zur Elek-
trizitätsgewinnung verarbeitet. Foto: UN Photo/Mark 
Garten
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lassen, um in einer anderen Region des ei-
genen Landes oder im Ausland eine Überle-
bensmöglichkeit zu suchen. Wie viele es sind, 
ist nicht bekannt, aber dass die Zahl steigt, 
ist unbestreitbar. Pessimistische Prognosen 
besagen, dass bis zum Jahr 2050 etwa 150 
Millionen Menschen ihre Heimatgebiete auf-
grund von klimabedingten Problemen ver-
lassen müssen. Das Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars der Vereinten Nationen (UN 
High Commissioner for Refugees – UNHCR) 
beschäftigt sich damit, wie der rechtliche 
Schutz und die praktische Unterstützung der 
Menschen, die auf Grund von Umwelt- und 
Klimaproblemen flüchten, verbessert werden 
können. Das internationale Rechtsregime 
muss erweitert werden, um diesen Menschen 
weltweit Schutz zu bieten. 
UN-Energy
Zur Koordinierung der verschiedenen Akti-
vitäten von UN-Organisationen, -Einrichtun-
gen und -Programme auf dem Gebiet der 
Energie wurde im Jahr 2004 UN-Energie (UN-
Energy) gegründet. Es gibt keine Einrichtung 
innerhalb des UN-Systems, die die Haupt-
verantwortung für Energiethemen hat, aber 
viele Einrichtungen, die sie auch mit diesen 
Themen befassen. Entsprechend groß ist der 
Koordinierungsbedarf für „UN-Energie“. Ein 
Schwerpunkt der Arbeit liegt auf der Unter-
stützung von Ländern beim Übergang zu ei-
ner erneuerbaren Energieerzeugung. Weitere 
Schwerpunktthemen sind Zugang zu Energie 
und Energieeffizienz. 
UN-Water
UN-Wasser (UN-Water) ist seit dem Jahr 2003 
die Koordinierungsstelle für das Engage-
ment der verschiedenen UN-Organisationen, 
-Einrichtungen und -Programme auf den 
Gebieten Wasser und sanitäre Versorgung. 
Gemeinsam soll eine nachhaltige Nutzung 
der knappen Wasserressourcen der Welt ge-
fördert werden. Dafür baut „UN-Wasser“ eine 
Datenbank zu Wasserthemen auf, bietet ein 
Forum für den Austausch über Wasser- und 
Sanitärthemen innerhalb des UN-Systems 
und betreibt Informations- und Bildungsar-
beit. Zum jährlichen Weltwassertag am 22. 
März wird Informationsmaterial zusammen-
gestellt, um nationale Initiativen zu unter-
stützen. 
Sonstige der UN  
nahestehende Einrichtungen
IOM
Die Arbeit der Internationalen Organisation 
für Migration (International Organization for 
Migration – IOM) beruht auf der Überzeu-
gung, dass eine menschliche und geordnete 
Migration sowohl den Menschen als auch der 
Gesellschaft nützt. Die Organisation mit Sitz 
in Genf will dazu beitragen, dass internatio-
nale Bewusstsein für Migrationsthemen zu 
fördern, die soziale und wirtschaftliche Ent-
wicklung durch Migration voranzubringen, 
die Menschenwürde und das Wohlergehen 
der Migranten zu schützen und die prakti-
schen Herausforderungen durch Migrations-
prozesse anzugehen. IOM-Studien haben 
nachgewiesen, dass Umwelt- und Klimapro-
bleme immer häufiger zu einem Hauptgrund 
für Migration werden. Der IOM geht es da-
rum, erzwungene Migration aufgrund von 
Umweltrisiken zu vermindern, denen zu hel-
fen, die aus Umwelt- und Klimagründen aus-
wandern müssen, und diejenigen Regierun-
gen und anderen Akteure zu unterstützen, 
die mit Umweltmigration konfrontiert sind. 
IPBES
Jeden Tag sterben auf der Welt etwa 130 Tier- 
und Pflanzenarten aus. Deshalb gewinnt der 
Schutz der biologischen Vielfalt im Rahmen 
des UN-Umweltengagements an Bedeutung. 
Im Jahr 2010 haben mehr als 90 Länder die 
Einrichtung eines wissenschaftlichen Gutacht-
ergremiums zur Beratung der internationa-
len Umweltpolitik im Bereich der biologischen 
Vielfalt beschlossen. Der Weltbiodiversitäts-
rat (Intergovernmental Platform on Biodiver-
sity and Ecosystem Services – IPBES) erstellt 
Analysen zur Artenvielfalt. Der IPBES soll die 
bestehende Kluft zwischen Wissenschaft und 
Politik in Umweltfragen überbrücken. Diese 
Arbeit erfolgt in enger Zusammenarbeit mit 
anderen UN-Einrichtungen, wissenschaftli-
chen Instituten, Initiativen für den Schutz der 
biologischen Vielfalt und weiteren Organisa-
tionen. Ähnlich wie der „Weltklimarat“ IPCC 
betreibt der IPBES keine eigene Forschung, 
sondern fasst die vorhandenen Forschungs-
ergebnisse zu eigenen Berichten zusammen 
und bewertet die Erkenntnisse. Auf diese Wei-
se werden eine Übersicht über den aktuellen 
Forschungsstand gegeben und Prognosen er-




Die „Verwüstung“ großer Trockengebiete 
auf der Welt wird durch den globalen 
Klimawandel und durch menschliche 
Eingriffe wie die Übernutzung von Weide-
* Weitere Konventionssekretariate im Klimabereich 
werden ausführlich in den UN-Basis-Informationen 
47 dargestellt.
flächen und die Abholzung der ohnehin spär-
lichen Baumbestände beschleunigt. Um die 
Ausbreitung der Wüsten aufzuhalten und die 
Savannengebiete nachhaltig zu nutzen, sind 
193 Staaten dem „Übereinkommen der Ver-
einten Nationen zur Bekämpfung der Wüs-
tenbildung“ (United Nations Convention to 
Combat Desertification – UNCCD) beigetre-
ten. Das UNCCD-Sekretariat in Bonn unter-
stützt die Vertragsstaaten bei der Umset-
zung des Übereinkommens. Im Rahmen der 
UNCCD-Arbeit wird großes Gewicht darauf 
gelegt, die Trockengebiete als Lebensraum 
für Menschen, Tiere und Pflanzen zu erhalten. 
Erfolgreiche Beispiele aus einzelnen Ländern 
sollen international stärker bekannt gemacht 
und den jeweiligen lokalen Verhältnissen 
angepasst werden. Zu den empfehlenswer-
ten Maßnahmen gehören z.B. der Verzicht 
auf herkömmliche Formen des Pflügens, eine 
stärkere Bodenbedeckung mit Pflanzen und 
veränderte Düngemethoden. In der Vieh-
zucht bewährt es sich, die Zahl der Tiere zu 
begrenzen, Weideflächen nicht ständig zu 
nutzen und Bäume zu schonen. 
CBD 
Das wichtigste internationale Abkommen 
zum Schutz der Biodiversität ist das Überein-
kommen über die biologische Vielfalt (Con-
vention on Biological Diversity, CBD), auch als 
Biodiversitätskonvention bekannt. Es wurde 
1992 in Rio de Janeiro verabschiedet. Bis-
lang sind dem Abkommen 192 Staaten und 
die EU-Kommission beigetreten (Stand: Mai 
2011). Die drei gleichberechtigten Ziele der 
Konvention sind der Schutz und die nachhal-
tige Nutzung der biologischen Vielfalt sowie 
die gerechte Aufteilung der Gewinne, die aus 
der Nutzung genetischer Ressourcen entste-
hen. Grundgedanke ist dabei, dass die biolo-
gische Vielfalt nur dann langfristig erhalten 
werden kann, wenn die Chancen und Gewin-
ne aus der nachhaltigen Nutzung der Natur 
allen beteiligten Gruppen gleichermaßen zu-
gutekommen. In regelmäßigen Abständen 
treffen sich die Vertragsstaaten der CBD, um 
den Stand der Umsetzung zu diskutieren und 
dem Prozess neue Impulse zu verleihen. Das 
Sekretariat des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt ist in Montreal, Kanada.
Weltbankgruppe
Die Weltbank
Die Weltbank (World Bank) ist eine internatio-
nal führende Einrichtung der finanziellen und 
technischen Hilfe für Entwicklungsländer und 
wird von 188 Staaten getragen. Die Weltbank 
hat ihren Hauptsitz in Washington, D.C./USA 
und beschäftigt dort und in über 100 interna-
tionalen Büros mehr als 9000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. In den letzten Jahren wurde 
das ökologische Engagement der Weltbank – 
auch aufgrund vielfältiger Kritik der Zivilge-
sellschaft – systematisch ausgebaut. Es wer-
den z.B. Projekte zum Erhalt der biologischen 
Vielfalt, der Verbesserung der staatlichen Um-
weltpolitik, des Schutzes von Wassereinzugs-
gebieten und zur Verminderung der Schad-
stoffbelastung gefördert.
Umweltveränderungen sorgen dafür, dass welt-
weit die Zahl der Flutkatastrophen ständig zu-
nimmt und in Zukunft noch mehr Menschen vor 
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Internationale Umweltabkommen
Auf der Grundlage der Arbeit der verschiedenen UN-Einrichtungen sind auf internationalen Konferenzen zahlreiche Abkommen zu Um-
weltthemen verabschiedet und dann von den UN-Mitgliedstaaten ratifiziert worden. Es gibt weit über 1.000 solcher Abkommen, von de-
nen viele von den Staaten einzelner Weltregionen vereinbart und ratifiziert worden sind, zum Beispiel die Barcelona-Konvention zum 
Schutz des Mittelmeers vor Verschmutzungen. Es geht in den regionalen und globalen Abkommen u.a. um den Schutz biologischer Viel-
falt, um den Einsatz von Gentechnik, die Verhinderung der weiteren Ausbreitung von Wüsten, den Meeresschutz, den Schutz von Gewäs-
sern und von Gebirgen, den Umgang mit Chemikalien und Schadstoffen und den Klimaschutz. Das UN-Umweltprogramm UNEP hat 
für seine Webseite eine chronologisch aufgebaute Liste der Abkommen zu Umweltthemen zusammengestellt. Hier einige wichtige Kon-
ventionen und Verträge (weitere Verträge werden in anderen Abschnitten dieser UN-Basis-Information kurz vorgestellt):
•	 Internationales Abkommen zur Regelung des Walfangs (1946)
•	 Ramsar-Konvention über den Schutz von Feuchtgebieten (1971)
•	 London-Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen 
(1972)
•	 Washingtoner Artenschutzübereinkommen (1973)
•	 UNESCO-Welterbekonvention, Schutz des Kultur- und Naturerbes (1975)
•	 Übereinkommen zur Erhaltung wandernder wild lebender Tiere, Bonner Konvention (1979)
•	 Internationales Tropenholz-Übereinkommen (1983) 
•	 Montreal-Protokoll, Vertrag über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (1987)
•	 Basler Übereinkommen über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung 
(1989)
•	 Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen, UNFCCC (1992) 
•	 Kyoto-Protokoll, Abkommen zur verbindlichen Senkung klimaschädlicher Treibhausgase (1997)
Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
braucht Sie als Mitglied.
Für Frieden.  
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